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	(
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Bei Antwortschreiben bitte
Geschäftszeichen (GZ) anführen

	GZ.:
	ABT07–RD-RD.21-1/2013-1
	
	
	Graz, am 12. September 2013


	Ggst.:
	§ 71 Abs. 2a Stmk. GemO - Wertsicherung


Bezugnehmend auf die Auslegung des § 71 Abs. 2a Stmk. Gemeindeordnung 1967 idgF ergeht seitens der ha. Abteilung folgende Information: 

Der Landesgesetzgeber hat durch Beschluss der Novelle LGBl.Nr. 125/2012, in Kraft seit 01.01.2013, die Stmk. Gemeindeordnung 1967 unter anderem dahingehend abgeändert, dass durch die Einfügung des § 71 Abs. 2a die Möglichkeit geschaffen wurde, nach einem gesetzlich genau geregelten Procedere durch Gemeinderatsbeschluss eine Wertsicherung der Benützungsgebühren vorzunehmen.

Die gesetzliche Regelung sieht vor, dass der Gemeinderat bei Zustandekommen eines solchen Beschlusses mit Wirkung vom 01. Jänner jeden Jahres die Gebühren in einem solchen Ausmaß zu erhöhen oder zu verringern hat, in welchem sich der von der Bundesanstalt Statistik Austria verlautbarte Verbraucherpreisindex 2010 (VPI 2010) oder ein an seine Stelle tretender Index im Zeitraum 01. Oktober bis 30. September des der Anpassung vorangehenden Zeitraums verändert hat.
Zur Interpretation dieser Bestimmung ist Folgendes auszuführen:
1. Die Möglichkeit der Wertsicherung besteht nur für „Benützungsgebühren“. Darunter sind Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und –anlagen iSd § 15 Abs. 3 Z 4 Finanzausgleichsgesetz – FAG 2008 idgF zu verstehen (primär Kanalbenützungsgebühren, Wasserverbrauchsgebühren und Abfallbeseitigungsgebühren, aber auch Grabgebühren). Sollten diese Gebühren in Grund– und variable Gebühren oä. geteilt sein, bezieht sich der Wertsicherungsbeschluss auf beide Gebührenteile. Nicht als Benützungsgebühren gelten etwa Parkgebühren, die Lustbarkeitsabgabe, die Ferienwohnungsabgabe und die Hundeabgabe. Diese sind somit auch nicht der Wertsicherung zugänglich.
2. Ein vom Wirkungstag 01. Jänner abweichend beschlossener Zeitpunkt erweist sich als gesetzwidrig.
3. Im Gemeinderatsbeschluss ist ausdrücklich darauf zu verweisen, dass von der Möglichkeit der Wertsicherung der Benützungsgebühren gemäß § 71 Abs. 2a Stmk. GemO idgF Gebrauch gemacht wird (Verweis auf die Gesetzesstelle § 71 Abs. 2a oder Übernahme des gesetzlichen Wortlautes dieser Bestimmung).
4. Der Gesetzeswortlaut sieht (lediglich) die Fassung eines Gemeinderatsbeschlusses, nicht jedoch eine ausdrückliche Änderung der jeweiligen Gebührenverordnung vor. Es ist jedoch möglich, mit der Fassung des Wertsicherungsbeschlusses im Gemeinderat gleichzeitig eine Änderung der jeweiligen Gebührenordnung dahingehend zu beschließen, dass aus der Verordnungsbestimmung ersichtlich ist, dass die dort ausgewiesenen Gebührenhöhen wertgesichert sind. Sowohl der Gemeinderatsbeschluss über die Wertsicherung sowie dessen Kundmachung als auch eine allfällige Änderung der Abgabenordnung sind der Aufsichtsbehörde vorzulegen.
5. Wenn der Gemeinderatsbeschluss betreffend die Wertsicherung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, hat dies zur Folge, dass in den Folgejahren zur Veränderung der Benützungsgebühren nach dem Verbraucherpreisindex kein weiterer Gemeinderatsbeschluss notwendig ist, sondern lediglich eine öffentliche Kundmachung der neuen Gebührenhöhen. Diese ist wiederum der Aufsichtsbehörde zu übermitteln.
6. Zu beachten ist weiters, dass bei der Festsetzung von wertgesicherten Gebühren jährlich neue Bescheide (Dauerbescheide) zu erlassen sind, da sich durch die Indexierung jährlich eine Gebührenerhöhung ergibt und den Abgabepflichtigen auch in diesem Fall die Rechtsmittelmöglichkeit durch die Erlassung eines erstinstanzlichen Bescheides einzuräumen ist. 
Mit freundlichen Grüßen

Für die Steiermärkische Landesregierung

Der Fachabteilungsleiter
HR Mag. Wolfgang Wlattnig eh.
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